Sehr geehrter Vorsitzender,

Sehr geehrte Staatsanwältin,

Liebe Freunde und Freundinnen,

Liebe Interessierte,

1. Einführung
Bereits vor zweieinhalb Jahren standen wir drei Angeklagten hier, um uns zu verteidigen. Wir wurden vom Amtsgericht Frankfurt/Main der gemeinschaftlichen Nötigung für schuldig befunden  und zu 15 „vorbehalten“ Tagessätze plus Bußgeld verurteilt, obwohl wir in unseren Plädoyers eindeutig darlegten, dass der Straftatbestand der Nötigung nicht zutraf.

Sehr ausführlich habe ich dies vor diesem Amtsgericht in meinem Plädoyer vom 29.1.2004, was ihnen vorliegen müsste, begründet. 

Die wichtigsten Aussagen daraus werde ich deshalb nur noch einmal skizzieren und neue Erkenntnisse dazu kurz erörtern.

Der damalige Generalbundesanwalt Kay Nehm lehnte mit Schreiben vom 25. März 2003 unsere Strafanzeige gegen Mitglieder der damaligen Bundesregierung ab. Damit waren für mich alle Möglichkeiten jenseits des zivilen Ungehorsams ausgeschöpft.

Die hohe Relevanz der Rhein-Main-Airbase für den Kriegseinsatz im Irak möchte ich durch zwei Zeitungsartikel belegen (FAZ, 5.3.2003 und RMZ, 28.10.2003). Darin liest man: „Ohne die Airbase (...) wäre der Aufmarsch der Amerikaner am Golf kaum denkbar (gewesen).“

Durch die Blockaden mehrerer Tore der Militärbasis sollte der Ablauf des US-amerikanischen Stütz​punktes zumindest symbolisch gestört werden. Auch wollte wir mit unserer Aktion auf die Völ​kerrechtswidrigkeit des Irak-Krieges und das verfassungswidrige Handeln der Bun​desregierung aufmerksam machen. 

Unsere Absicht war es, eine Sitzblockade vor dem Tor 31 der US-Militärbasis in Frankfurt am Main durchzuführen. Die anwesenden Polizeikräfte hinderten uns daran, bis vor das Tor zu gehen. Stattdessen entstand unter den Protestwilligen Panik, als die Einsatzkräfte mit Polizeistöcken in ihren Händen auf uns zuliefen. Als deeskalierende Maßnahme und zum Zeichen unserer Friedfertigkeit setzten wir uns an Ort und Stelle – auf die Umgehensstraße – in Erwartung, dass wir noch zum Tor 31 gelassen würden. 

Eine Nötigung liegt nicht vor, weil unsere Aktion weder dem Tatbestandsmerkmal der Gewalt noch dem der Verwerflichkeit entsprach. 

zur Gewaltfrage:

In seinem Beschluss vom 10.1.1995 hat das Bundesverfassungsgericht mit der so genannten „Sitzblockadeentscheidung“ die von Teilen der Rechtsprechung vorgenommene Ausweitung des Gewaltbegriffs auf psychische Gewalt im Rahmen der Nötigung als Verstoß gegen den Bestimmtheitsgrundsatz nach Art. 103 Abs. 2 GG gewertet. Dieser Grundsatz bezweckt eine umfassende Rechtssicherheit, denn jeder Bürger soll erkennen können, welche Rechtsfolgen sich aus einem von ihm gezeigten Verhalten ergeben werden.

Das Bundesverfassungsgericht hat klargestellt, dass Gewalt erst dann den Tatbestand der unzulässigen Nötigung erfülle, wenn über die bloße körperliche Anwesenheit hinaus auf die so aufgehaltenen Personen eingewirkt wird.

zur Frage der Verwerflichkeit:

Es war nicht auszuschließen, dass mit der Sitzblockade in Rechtspositionen Dritter - nämlich in die der behinderten Verkehrsteilnehmer - hätte eingegriffen werden können. Somit sind zunächst die näheren Umstände der Demonstration zu prüfen:

Dauer: 

Die Aktion dauerte 26 Minuten. Nach der 3. Aufforderung der Polizei, die Straße zu räumen, nur 5 Minuten.

Intensität der Aktion: 

Wir verhielten uns friedlich und ließen uns wegtragen.

Vorherige Bekanntgabe: 

Die Aktion war vorher angekündigt, so dass sich Polizei und Verkehrsteilnehmer auf zu erwartende Behinderungen einstellen konnten.

Versammlungsortes: 

Der Ort der Blockade – die US-Militärbasis - hatte einen Bezug zu dem Versammlungsthema.

Konkrete Ausgestaltung der Versammlung: 

Bei dem örtlich begrenzten Vorgehen waren wir Demonstranten darauf bedacht, eine Konfrontation mit den Polizeibeamten sowie Gewalttätigkeiten und weitere Eskalationen zu vermeiden

Viel entscheidender als die geringe Sozialwidrigkeit ist jedoch Frage der Verhältnis​mäßigkeit. Demnach liegt keine Verwerflichkeit vor, wenn die Protestaktion die Verhältnismäßigkeit der Mittel wahrt. Um die zu belegen, hatte ich in meinem Plädoyer vom Januar 2004 die mangelnde völ​ker​rechtliche Zulässigkeit des Irak-Krieges und die Verfassungswidrigkeit der deut​schen Unterstützung genauer betrachtet. Mich dem Völkerrechts- und Verfassungsbruch entgegenzustellen, war der Zweck mei​nes Handelns.

2. Kurz zur Völkerrechtswidrigkeit des Irak-Krieges

Es gab einige mehr oder minder überzeugende Versuche der USA und Großbritanniens, den Irak-Krieg völkerrechtlich zu rechtfertigen:

- die Führung eines „gerechten“ Krieges,

- das Vorhandenseins von ausreichenden Sicherheitsrats-Resolutionen,

- Terrorismus und Massenvernichtungswaffen als vom Irak ausgehende 

   Gefahren,

- humanitäre Gründe und 

- geostrategische Interessen wurden angeführt.

Es wurde vielfach versucht, diese Gründe mit dem Völkerrecht zu vereinbaren.

Warum misslangen die Versuche diese Position schlüssig zu rechtfertigen? 

Das Gewaltverbot in Art. 2 Ziff. 4 ist ein zentraler Grundsatz der UN-Charta, von dem es nur zwei Ausnahmen gibt:

- das Recht zur individuellen und kollektiven Selbstverteidigung nach Art. 51 UN-Charta.

- militärische Sanktionsmaßnahmen nach Art. 42 der UN-Charta, die der internationale Sicherheitsrat mittels Resolutionen beschließen und durchführen kann, wenn vorher alle friedlichen Mittel ausgeschöpft wurden.

Ohne eine dieser beiden Voraussetzungen des Selbstverteidigungsfalls oder eine entspre​chen​de Resolution des Sicherheitsrats ist nach dem gegenwärtigen Völkerrecht ein gewaltsames Vorgehen nicht zulässig. Ein Staat, der sich – aus welchen Gründen auch immer - über dieses Gewaltverbot der UN-Charta hinwegsetzt und unter von ihm definierten Voraussetzungen und Bedingungen einen Präventivkrieg führt, han​delt damit völkerrechtswidrig. 

Er begeht eine illegale militärische Aggression!

Doch auch Duldungs- und Unterstützungsmaßnahmen sind nach dem Völkerrecht rechtswidrig, denn rechtswidrig handelt im Völkerrecht nicht nur der militärische Aggressor, son​dern auch derjenige Staat, der diesem hilft, etwa indem er auf seinem Ho​heits​gebiet dessen kriegsrelevanten Aktionen unterstützt.

Eine Aggression ist nach der von der UN-Generalversammlung einstimmig be​schlos​senen Aggressionsdefinition auch die „Handlung eines Staates, die in seiner Dul​dung besteht, dass sein Hoheitsgebiet, das er einem anderen Staat zur Ver​fü​gung gestellt hat, von diesem anderen Staat dazu benutzt wird, eine An​griffs​hand​lung gegen einen dritten Staat zu begehen“.

Die deutsche Bundesregierung hat den von den USA und Großbritannien geführten völkerrechtswidrigen Irak-Krieg durch folgende Maß​nahmen unterstützt:

- die Nutzung ihrer Einrichtungen in Deutschland,

- die Gewährung von Überflugrechten für US-Militärflugzeuge, 

- den Schutz der Liegenschaften der US-Streitkräfte durch 

Bundeswehrsoldaten 

- den Einsatz deutscher Soldaten in Awacs-Flugzeugen zur 

Überwachung des türkischen Luftraums und



- die Einbeziehung der Fuchs-Spürpanzer in den Konflikt,

Dass die deutsche Bundesregierung mit diesen Maßnahmen gegen den Nato-Vertrag und das Nato-Truppenstatut verstieß, sowie den 2+4-Vertrag (=„Deutschlandvertrag“) missachtete, möchte ich an dieser Stelle nicht noch einmal ausführen.

Auch dass mit der dargestellten Beteiligung der Bundesregierung am völkerrechtswidrigen Irak-Krieg nach Artikel 25 des Grundgesetzes auch das Grundgesetz gebrochen wurde, werde ich hier nicht noch einmal erläutern, obwohl es von entscheidender Bedeutung für die Motivation unserer Aktion war.

3. War unsere Sitzblockade nun also verwerflich?

Der Krieg der USA gegen den Irak war nach zuvor festgestellten Sachverhalt völ​ker​rechtswidrig und die Beteiligung der Bundesregierung an diesem Krieg verfassungs​widrig.

Bei der Bewertung der Verwerflichkeit des mit der Sitzblockade beabsichtigten Pro​testes ist die Bedeutung des rechtswidrigen Handelns, gegen das protestiert wird, ein wesentlicher Faktor. 

Abzuwägen ist eine Sitzblockade, die zu kurzzeitigen Behinderungen führte, gegen die Notwendigkeit, gegen einen von Völkerrechtlern nahezu einhellig als völkerrechtswidrig bewerteten Krieg zu protestieren. Dabei ist auch das der Entste​hung des Art. 26 GG zugrunde liegende Motiv zu beachten, dass von deutschem Bo​den nie wieder Krieg ausgehen soll.

Nun gehe ich soweit, dass ich behaupte, nach einer systematischen Einordnung des Irak-Krieges in bestehendes Völkerrecht und dem Sich-Bewusst-Machens der Folgen dieses Krieges auf seine Integrität und sein Selbstverständnis, sei die Protestaktion vor der Rhein-Main-Airbase nicht nur nicht rechtswidrig gewesen, sondern es war sogar meine Bürgerpflicht, genau dort meinen Protest auszudrücken. 

Rechtfertigender Notstand wird wie folgt im § 34 des Strafgesetzbuches ausgewiesen:

Wer in einer gegenwärtigen, anders nicht abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Tat begeht, um die Gefahr von sich oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn bei Abwägung der widerstreitenden Interessen, namentlich der betroffenen Rechtsgüter und des Grades der ihnen drohenden Gefahren, das geschützte Interesse das beeinträchtigte wesentlich überwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat ein angemessenes Mittel ist, die Gefahr abzuwenden. 

Diese Gesetzmäßigkeit in unserem Recht ist auch der Grund, warum beim Eintreten einer solchen Gefahr eine in bestimmter Weise geartete Handlung nicht rechtswidrig sein kann. Die damalige gegenwärtige Gefahr – also der völkerrechtswidrige Krieg der USA und Großbritanniens gegen den Irak – war offensichtlich und andauernd. Das zu schützende Gut – also das Leben und Wohlergehen der Iraker und kämpfenden Soldaten der Alliierten – überwog wesentlich das beeinträchtigte Interesse – die Weiterfahrt von zumeist im Kontext der Airbase zumindest indirekt kriegsbeteiligten Fahrzeuge. Unser Protest war ein angemessenes Mittel, um die Gefahr abzuwenden.

Langfristig erhoffe ich mir, dass diese Gerichtsverfahren nachträglich die fehlende Rechtssicherheit im Jahr 2003 wiederherstellt und damit vielleicht zukünftige Angriffskriege verhindern hilft.

Der 2. Wehrdienstsenat am Bundesverwaltungsgericht äußerte in einem Urteil vom 21. Juni 2005 zumindest gravierende rechtliche Bedenken, was die völkerrechtliche Zulässigkeit der deutschen Unterstützungsleistungen anbetrifft.

Das sollte Anlass genug sein, diese völkerrechtlichen Bedenken durch ein verfassungsgerichtliches Gutachten gemäß Artikel 100 Absatz 2 des GG zu klären.

4. Abschluss

In meiner Argu​men​tation lehne ich mich an Aufsätze, Artikel und Interviews zahlreicher Juristen und Rechts​wissen​schaftler an. Von besonderer Bedeutung sind hierfür ein Aufsatz von Daniel-Erasmus Khan – Professor für Völkerrecht-, ein Memorandum der internationalen Juristen​ver​einigung IALANA sowie mehrere Aufsätze von Dr. Dieter Deiseroth, Richter am Bundesverwaltungsgericht.

Genau dieser Deiseroth äußerte in einem Interview der FR vom 15.03.2003: „Ein Verstoß gegen Artikel 26 des Grundgesetzes ist nach Paragraf 80 des Strafgesetzbuches strafbar und kann zu Ermittlungsverfahren durch den Generalbundes​anwalt führen. Deutsche Gerichte müssten die aufgeworfenen völker- und verfassungs​rechtlichen Fragen auch dann prüfen und entscheiden, wenn Bürger zum Beispiel wegen so genannter Sitzblockaden oder ähnlicher Aktionen des "zivilen Ungehorsam" in der Tradition Gandhis angeklagt würden und sich dann zu ihrer Rechtfertigung auf das Verfassungsgebot der Verhinderung einer militärischen Aggression berufen.“ 

Bei mir drängt sich nun durch das Urteil des Amtsgericht vom 29.1.2004, den Beschluss des Oberlandesgerichts vom 18.1.2006 und dem heute zu erwartenden Freispruch der Eindruck nahezu auf, dass uns in unseren Gerichtsverfahren die Möglichkeit verwehrt werden soll, die völker- und verfassungsrechtlichen Fragen gerichtlich zu klären.

Franziska Senze

Verhindertes Plädoyer für die Gerichtsverhandlung vom 25.9.06 vor dem Amtsgericht Frankf./Main

